
Vorabentscheidungsersuchen des Förvaltningsrätten i Falun 
(Schweden), eingereicht am 27. Juni 2011 — Daimler 

AG/Skatteverket 

(Rechtssache C-318/11) 

(2011/C 269/54) 

Verfahrenssprache: Schwedisch 

Vorlegendes Gericht 

Förvaltningsrätten i Falun 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Daimler AG 

Beklagter: Skatteverket 

Vorlagefragen 

1. Wie ist der Begriff der festen Niederlassung, von der aus 
geschäftliche Umsätze bewirkt werden, bei einer Prüfung 
anhand der derzeit geltenden unionsrechtlichen Vorschrif­
ten ( 1 ) auszulegen? 

2. Ist davon auszugehen, dass ein Steuerpflichtiger, der den Sitz 
seiner wirtschaftlichen Tätigkeit in einem anderen Mitglied­
staat hat, dessen Tätigkeit im Wesentlichen in der Herstel­
lung und im Vertrieb von Kraftfahrzeugen besteht und der 
in Anlagen in Schweden Kfz-Modelle unter winterlichen 
Bedingungen testet, eine feste Niederlassung in Schweden 
hat, von der aus geschäftliche Umsätze bewirkt werden, 
wenn dieser Steuerpflichtige Gegenstände und Dienstleistun­
gen bezogen hat, die in Testanlagen in Schweden entgegen­
genommen und eingesetzt wurden, aber in Schweden kein 
eigenes Personal auf Dauer beschäftigt, und wenn die Durch­
führung der Tests für die wirtschaftliche Tätigkeit des Steuer­
pflichtigen in einem anderen Mitgliedstaat notwendig ist? 

3. Ist für die Beantwortung der zweiten Frage von Bedeutung, 
wenn der Steuerpflichtige eine 100 %ige schwedische Toch­
tergesellschaft hat, deren Zweck so gut wie ausschließlich 
darin besteht, für den Steuerpflichtigen Dienstleistungen 
für die tatsächliche Durchführung der Tests zu erbringen? 

( 1 ) Art. 170 und 171 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. 
November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (ABl. L 
347, S. 1) sowie der Art. 1 und 2 der Achten Richtlinie 
79/1072/EWG des Rates vom 6. Dezember 1979 zur Harmonisie­
rung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatz­
steuern — Verfahren zur Erstattung der Mehrwertsteuer an nicht 
im Inland ansässige Steuerpflichtige (ABl. L 331, S. 11), und der 
Art. 2, 3 und 5 der Richtlinie 2008/9/EG des Rates vom 12. Februar 
2008 zur Regelung der Erstattung der Mehrwertsteuer gemäß der 
Richtlinie 2006/112/EG an nicht im Mitgliedstaat der Erstattung, 
sondern in einem anderen Mitgliedstaat ansässige Steuerpflichtige 
(ABl. L 44, S. 23) 

Vorabentscheidungsersuchen des Förvaltningsrätten i Falun 
(Schweden), eingereicht am 27. Juni 2011 — Widex 

A/S/Skatteverket 

(Rechtssache C-319/11) 

(2011/C 269/55) 

Verfahrenssprache: Schwedisch 

Vorlegendes Gericht 

Förvaltningsrätten i Falun 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Widex A/S 

Beklagter: Skatteverket 

Vorlagefragen 

1. Wie ist der Begriff der festen Niederlassung, von der aus 
geschäftliche Umsätze bewirkt werden, bei einer Prüfung 
anhand der derzeit geltenden unionsrechtlichen Vorschriften 
auszulegen ( 1 )? 

2. Ist davon auszugehen, dass ein Steuerpflichtiger, der den Sitz 
seiner wirtschaftlichen Tätigkeit in einem anderen Mitglied­
staat hat und dessen Tätigkeit u. a. in der Herstellung und 
im Vertrieb von Hörgeräten besteht, aufgrund der von seiner 
Forschungsabteilung in Schweden im Bereich der Audiologie 
betriebenen Forschung eine feste Niederlassung in Schweden 
hat, von der aus geschäftliche Umsätze bewirkt werden, 
wenn dieser Steuerpflichtige Gegenstände und Dienstleistun­
gen bezogen hat, deren Empfänger und Verwender diese 
Forschungsabteilung in Schweden gewesen ist? 

( 1 ) Art. 170 und 171 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. 
November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (ABl. L 
347, S. 1), und Art. 1 und 2 der Achten Richtlinie 79/1072/EWG 
des Rates vom 6. Dezember 1979 zur Harmonisierung der Rechts­
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Verfah­
ren zur Erstattung der Mehrwertsteuer an nicht im Inland ansässige 
Steuerpflichtige (ABl. L 331, S. 11). 

Vorabentscheidungsersuchen des Sąd Rejonowy w 
Koszalinie (Republik Polen), eingereicht am 28. Juni 2011 
— Krystyna Alder und Ewald Alder/Sabina Orłowska und 

Czesław Orłowski 

(Rechtssache C-325/11) 

(2011/C 269/56) 

Verfahrenssprache: Polnisch 

Vorlegendes Gericht 

Sąd Rejonowy w Koszalinie 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Krystyna Alder und Ewald Alder 

Beklagte: Sabina Orłowska und Czesław Orłowski
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Vorlagefrage 

Sind Art. 1 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1393/2007 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. November 
2007 über die Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher 
Schriftstücke in Zivil- oder Handelssachen in den Mitgliedstaa­
ten ( 1 ) sowie Art. 18 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union dahin auszulegen, dass es zulässig ist, die 
für eine Person mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt in 
einem anderen Mitgliedstaat bestimmten gerichtlichen Schreiben 
in der Gerichtsakte zu belassen, mit der Folge, dass diese als 
zugestellt gelten, wenn diese Person keinen Zustellungsbevoll­
mächtigten benannt hat, der seinen Wohnsitz in dem Mitglied­
staat hat, in dem das Gerichtsverfahren anhängig ist? 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1393/2007 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 13. November 2007 über die Zustellung gerichtlicher 
und außergerichtlicher Schriftstücke in Zivil- oder Handelssachen in 
den Mitgliedstaaten (Zustellung von Schriftstücken) und zur Auf­
hebung der Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 des Rates (ABl. L 
324, S. 79). 

Vorabentscheidungsersuchen des Hoge Raad der 
Nederlanden (Niederlande), eingereicht am 29. Juni 2011 
— J. J. Komen en Zonen Beheer Heerhugowaard 
BV, anderer Verfahrensbeteiligter: Staatssecretaris van 

Financiën 

(Rechtssache C-326/11) 

(2011/C 269/57) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Hoge Raad der Nederlanden 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kassationsbeschwerdeführerin: J. J. Komen en Zonen Beheer Heer­
hugowaard BV 

Anderer Verfahrensbeteiligter: Staatssecretaris van Financiën 

Vorlagefrage 

Ist Art. 13 Teil B Buchst. g in Verbindung mit Art. 4 Abs. 3 
Buchst. a der Sechsten Richtlinie ( 1 ) dahin auszulegen, dass die 
Lieferung eines Gebäudes, an dem der Verkäufer vor der Liefe­
rung im Hinblick auf die Herstellung eines neuen Gebäudes 
Umbau- bzw. Renovierungsarbeiten vorgenommen hat, die 
nach der Lieferung vom Käufer fortgesetzt und fertiggestellt 
worden sind, nicht von der Mehrwertsteuer befreit ist? 

( 1 ) Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche 
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1). 

Rechtsmittel, eingelegt am 28. Juni 2011 von der Alder 
Capital Ltd gegen das Urteil des Gerichts (Achte 
Kammer) vom 13. April 2011 in der Rechtssache 
T-209/09, Alder Capital Ltd/Harmonisierungsamt für den 
Binnenmarkt (Marken, Muster und Modelle), Gimv 

Nederland BV 

(Rechtssache C-328/11 P) 

(2011/C 269/58) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Alder Capital Ltd (Prozessbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte A. von Mühlendahl und H. Hartwig) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Harmonisierungsamt für den Binnen­
markt (Marken, Muster und Modelle), Gimv Nederland BV 

Anträge 

Die Rechtsmittelführerin beantragt, 

— das Urteil des Gerichts vom 13. April 2011 in der Rechts­
sache T-209/09 und die Entscheidung der Zweiten Be­
schwerdekammer des HABM vom 20. Februar 2009 in 
der Sache R 486/2008-2 aufzuheben; 

— die Kosten des Verfahrens vor der Beschwerdekammer, dem 
Gericht und dem Gerichtshof dem HABM und der Streithel­
ferin aufzuerlegen. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Nach Ansicht der Rechtsmittelführerin ist das Urteil aus drei 
verschiedenen Gründen aufzuheben. 

In erster Linie wird gerügt, das Gericht habe einen Rechtsfehler 
begangen, indem es festgestellt habe, die Beschwerdekammer 
hätte von Amts wegen den Antrag auf Nichtigerklärung so, 
wie er bei der Nichtigkeitsabteilung des HABM eingereicht wor­
den sei, prüfen müssen. Der Umfang der Prüfung sei auf den 
Gegenstand der Beschwerde der Rechtsmittelführerin beschränkt 
gewesen. 

Hilfsweise wird vorgetragen, 

— das Gericht habe rechtsfehlerhaft das Vorbringen der Rechts­
mittelführerin, wonach die Streithelferin bei der Erbringung 
der Dienstleistungen, für die die Marke „Halder“ in Deutsch­
land benutzt worden sei, gegen die Genehmigung und die 
Regelung für Finanzdienstleistungen sowie Gesetze und Ver­
ordnungen gegen Geldwäsche verstoßen habe, als „unerheb­
lich“ betrachtet (Verstoß gegen Art. 56 Abs. 2 und 3 in 
Verbindung mit Art. 15 der Gemeinschaftsmarkenverord­
nung), und 

— das Gericht habe rechtsfehlerhaft festgestellt, es liege Ver­
wechslungsgefahr vor, obwohl der Aufmerksamkeitsgrad 
der Verkehrskreise „sehr hoch“ gewesen sei (Verstoß gegen 
Art. 8 Abs. 1 Buchst. b der Gemeinschaftsmarkenverord­
nung).
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